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Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE 
 

zu:  

Einzelplan 10 - Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz in der Fas-
sung der Beschlussempfehlung des Ausschusses für Haushalt und Finanzen - Druck-
sache 7/942 

 

Gesetzentwurf zur Änderung des Haushaltsgesetzes 2019/2020 (NTHG 2020) 

Seite: 575 Kapitel: 1 0  0 8 0 Titel:            

Zweckbestimmung: Wirtschaftsplan Landesbetrieb Forst 

 

Stichwort: Einstellungskorridor Forst 

 

Ansatz im Entwurf 2020 

 € 

Änderung (+/-): 

 € 

Ansatz neu: 

 € 

 

Verpflichtungsermächtigungen 2020 

Ansatz im Entwurf: € 

Änderung (+/-) mit Fälligkeiten: 

€ 

Ansatz neu mit Fälligkeiten: 

€ 
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Deckung bei:  

Seite Kapitel Titel Stichwort in Höhe von 

     € 

     € 

insgesamt: € 

 

Haushaltsvermerk: (Änderungen bitte unterstreichen) 

Einstellungskorridor 

2019      2020 

    10          10  Einstellungskorridor insbesondere im gD für unbesetzte Beschäftigungspositionen 

      0          30  Einstellungskorridor für unbesetzte Beschäftigungspositionen, davon 3 hD, 15 gD und 2 mD 

    10          40  Summe Einstellungskorridor 

      0            0  Stellen Zugänge (+) / Abgänge (-) 

 

Erläuterungen: (Änderungen bitte unterstreichen) 

 

Begründung: 

Die aktuelle Lages des Brandenburger Waldes nach den Trockenjahren 2018/19 hat ge-

zeigt, dass neue Aufgaben auf den Wald zukommen und dass dafür Personal im Landes-

forstbetrieb dringend benötigt wird. Unter anderem wurde vom Bund ab 2020 eine starke 

Aufstockung der Fördermittel im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und 

Küstenschutz beschlossen, um die Folgen der Waldschäden zu bewältigen. Um die 

Vergabe und Betreuung dieser Fördermittel abzusichern ohne Personal von anderen drin-

genden Aufgaben abzuziehen ist eine Erhöhung des Einstellungskorridors erforderlich. 

Eine Erhöhung des Personalkostenansatzes im Haushalt ist nicht erforderlich, weil die Zahl 

der Planstellen nicht erhöht wird und ausreichend unbesetzte Stellen im Landesforstbetrieb 

vorhanden sind. 

 

 


